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Schweiz Freitag, 9. August 2024

Lehrpersonen am Anschlag
Die oberste Schweizer Lehrerin verlangtmehr Ressourcen undwarnt vor einemScherbenhaufen.

Kari Kälin

PünktlichzumSchulstarthatder
Dachverband der Lehrerinnen
und Lehrer Schweiz (LCH) am
Donnerstag vor den Medien in
Bern die Ergebnisse der aktuel-
len Umfrage zur Berufszufrie-
denheit an der Volksschule prä-
sentiert. Der Kernbefund: Das
pädagogische Personal in der
Deutschschweiz schätzt die
Lage diesbezüglich als genü-
gend ein, mit der Note 4,2 bei
einer Skala von 1bis6.DerWert
liegt nur unwesentlich tiefer als
bei der entsprechendenUmfra-
ge vonvor 10 Jahren.Allerdings
steigt dieBelastung, unddieBa-
lance zwischen Arbeitszeit und
Erholung wird schlechter be-
urteilt als bei der letzten Erhe-
bung. Erstmals wurde die Um-
frage auch in der Westschweiz
durchgeführt. Dort ist die Be-
rufszufriedenheit knapp unge-
nügend (3,9).

DasaufSozialforschungspe-
zialisierteBüroBräggerwertete
16 500 Fragebogen aus der
Deutschschweiz und 2230 aus
derRomandieaus.Zumweitaus
grössten Teil stammen die Ant-
wortenvonLehrpersonen, auch
Heilpädagoginnen, Schulleiter
und Therapeutinnen machten
mit. Das sind fünf wichtige Er-
kenntnisse.

DieArbeitmit denKindern
machtSpass

Die Studie fördert einige posi-
tiveAspekte zutage. Alswichti-
ge Quellen der Zufriedenheit
erwähnen die Lehrpersonen
den Umgang mit den Kindern.
Freude bereiten auch das
Unterrichten als solches und
die Zusammenarbeit imLehre-
rinnen- und Lehrerteam. «Das
sogenannte Kerngeschäft ist

also ein wichtiger Stützpfeiler
für die Zufriedenheit im Be-
ruf», sagte LCH-Präsidentin
Dagmar Rösler. Entgegen der
landläufigenAnnahmeempfin-
dendie LehrpersonendenUm-
gang mit den Eltern nicht als
immer mühsamer. Studienlei-
terin Martina Brägger schreibt
zur Erhebung: «Der Langzeit-
vergleich offenbart sogar, dass
noch nie so viele Lehrpersonen
wie bisher den Eltern eine gute
Bereitschaft zur Zusammen-
arbeit attestieren.»

Zufriedenheitmit dem
Lohnsteigt

Zufriedener als vor zehn Jahren
sinddieLehrerinnenundLehrer
mit demLohn.Das gilt auch für
dieMöglichkeit,Teilzeit unddie
Fächer und Stufe der eigenen
Wahl zu unterrichten.

Lehrpersonenwerdenden
eigenenAnsprüchennicht
gerecht

Negativ entwickelt hat sich in
derWahrnehmungderLehrper-
sonen die administrative Last
desBerufs: die vielenSitzungen,
Formulare, Statistikenetc.Bräg-
gerweist jedochdaraufhin, dass
die Lehrpersonendie administ-
rativenTätigkeitenumdenFak-
tor 1,8überschätzen:«Diehohe
UnzufriedenheitmitdemAnteil
administrativerAufgaben ist da-
her wohl eher Symptom als
Ursache fürdasüberlastete Sys-
temSchule.» ImmermehrLehr-
personenhabensodanndasGe-
fühl, dass sie ihre eigenen An-
sprüche im Rahmen ihres
Pensums nicht mehr erfüllen
könntenangesichtsder steigen-
den Arbeitslast. Nicht zuletzt
fühlen sich viele Lehrkräfte
auchalsGetriebeneder zahlrei-
chen Schulreformen.

Integrative Förderung
bereitetBauchschmerzen
Seit Jahren setzt die Schweiz auf
dasPrinzipder integrativenFör-
derung: Kindermit besonderen
pädagogischen Bedürfnissen
werdenwenn immermöglich in
einer Regelklasse unterrichtet
anstatt in einer Klein- oder För-
derklasse. Es handelt sich zum
Beispiel um Kinder, die grosse
Mühe mit dem Schulstoff be-
kundenoder verhaltensauffällig
sind. Sie werden in der Regel-
klasse zumTeil vonHeilpädago-

ginnen und Heilpädagogen
unterstützt.EingrossesProblem
lautet:Eshathierzulandeviel zu
wenig ausgebildete Fachkräfte
für diese Aufgaben.

Die integrative Förderung
zieht die Berufszufriedenheit
der Lehrpersonen nach unten
und istmit 3,7 klar ungenügend.
Dagmar Rösler beschrieb die
Problemlage zusammengefasst
wie folgt: Es fehlt an geeigneten
Räumen, der Koordinations-
aufwand ist hoch, es braucht
viele Absprachen, die Betreu-

ung der betroffenen Kinder er-
fordert viel Zeit, und gleichzei-
tig sollten die Lehrkräfte einen
möglichst individualisierten
Unterricht gestalten, um den
Bedürfnissen aller Kinder ge-
recht zu werden. Es ist diese
Quadratur des Kreises, die den
Lehrpersonen Bauchschmer-
zen bereitet. Kommt hinzu:
Häufig ziehen bei der integrati-
ven Förderung nicht alle Betei-
ligten (Lehrpersonen,Heilpäd-
agoginnen, Schulpsychologen,
Eltern, Therapeutinnen) am

gleichen Strick.Wenn es in die-
sem Räderwerk knirscht, kann
dies lautMartina Brägger gros-
se Auswirkungen haben wie:
mehr Unruhe in der Klasse,
schlechteres Arbeitsklima,
mehr Sitzungen, höhere psy-
chologische Belastung.

Verband fordert
mehrRessourcen

Die integrativeFörderung ist ein
Politikum. In denKantonenBa-
sel-Stadt undZürich sindVolks-
initiativen fürdieWiedereinfüh-
rung vonKleinklassen amStart.
DieFDPSchweizerklärtedie in-
tegrative Förderung in einem
kürzlich lancierten Bildungs-
papier für gescheitert und will
wiedervermehrtauf separativen
Unterricht für verhaltensauffäl-
lige Schüler setzen. LCH-Präsi-
dentinDagmarRöslerwertetdie
beiden Volksinitiativen als Zei-
chen, dass der Druck an den
Schulen zu hoch wird. Trotz
grosser Unzufriedenheit an der
Basis hält sie am Primat der in-
tegrativen Förderung fest.

Rösler verlangt allerdings
mehrRessourcen,umdieAnfor-
derungen an den integrativen
Unterricht erfüllen zu können.
Diese müssten nicht nach dem
Giesskannenprinzip, sondern
dort verteilt werden,wo es hohe
Belastungenschnellundunbüro-
kratischzusenkengelte.«Dauert
die jetzigeSituationan,drohtein
Scherbenhaufen», sagte Rösler.
Sie erklärte aber auch, dassman
in gewissenFällen nicht um– al-
lerdings zeitlich begrenzte – se-
parative Lösungen herumkom-
me. Es könne Sinnmachen, ver-
haltensauffälligeKinder für eine
gewisse Zeit ausserhalb der Re-
gelklasse zu unterrichten, um
eine angespannte Situation zu
entschärfen.

Alle Schwerkranken stammen aus Georgien
Seit Anfang Jahr hat der Bund einDutzendAsylgesuche registriert, die sehr hohe Spitalkosten verursachen.

DieAsylgesuchesindzwarchan-
cenlos. Dennoch sehen die An-
tragsstellenden einen direkten
Nutzen: nämlich ihremedizini-
sche Behandlung hierzulande.
Und das erst noch kostenlos.

DasPhänomen ist zwarnicht
neu,wirdallerdings erst seitAn-
fang Jahr systematisch erfasst.
Und dabei zeigt sich laut einem
Bericht von Radio SRF vom
Mittwoch Erstaunliches: Alle
Asylgesuche, die zu sehr hohen
medizinischen Kosten führen,
stammen von Menschen aus
Georgien.

Trickhat sich inGeorgien
herumgesprochen
Konkret hat das Staatssekreta-
riat für Migration (SEM) seit
Anfang Jahr ein Dutzend Asyl-
gesuche registriert, indenenpro
Person über 10000 Franken
Kosten für medizinische Be-
handlungen im Schweizer Ge-
sundheitssystem anfielen. Und
eben, alle Antragsstellenden
stammen ausGeorgien.

«DieseMenschen sind zum
Teil wirklich sehr krank», sagt

DanielBach,Kommunikations-
chef beimSEM,gegenüber SRF.
Als Beispiel erwähnt er Patien-
ten mit einer sehr weit fortge-
schrittenen Krebserkrankung,
die ein Asylgesuch gestellt hät-
ten. Da gehe es manchmal
«auch einfach darum, die Be-
troffenenzu stabilisieren, bis sie

wieder reisefähig sind». Fazit
laut SEM: «Offenbar hat sich in
Georgien herumgesprochen,
dassdieGesundheitsversorgung
inderSchweiz sehrgut ist», ver-
sucht sichDaniel Bach das Phä-
nomenzuerklären.Oderanders
gesagt: Die Georgierinnen und
Georgier misstrauen dem eige-

nenGesundheitssystemundfin-
dendenAusweg inder Schweiz.

KeineinzigesAsylgesuch
ausGeorgienbewilligt
EinreisendürfenGeorgierinnen
undGeorgier indie Schweizwie
auch in den restlichen Schen-
genraum übrigens ohne Visa.
Und das für maximal drei Mo-
nate.Womit auchderZugangzu
einem Antrag um Asyl hierzu-
lande verhältnismässig einfach
ist. Das SEM betont gegenüber
SRFdennauch,manhabeange-
sichts dieser Ausgangslage den
Austauschmit den georgischen
Behörden bereits gesucht.

Allerdings sinddieChancen
auf Erfolg äusserst gering: Im
vergangenen wie auch im lau-
fenden Jahr hat das SEM laut
Asylstatistik jedenfalls kein ein-
ziges Gesuch mit Herkunft
Georgien positiv beantwortet.
Laut Asylstatistik sind seit An-
fang Jahr aus dem Land an der
Schnittstelle zwischen Europa
und Asien rund 200 Asylgesu-
che in der Schweiz gestellt wor-
den. (sat)

Kanadier als Spion
für China in Genf ?
Spionage Die Bundesanwalt-
schaft ermittelt seit März 2023
wegen Spionage gegen einen
kanadischen Staatsbürger. Der
knapp 60-Jährige steht im Ver-
dacht, eineAgentindes chinesi-
schenMilitärgeheimdienstes in
Genf gegen Geld mit Informa-
tionen versorgt zu haben. Das
berichten «Tages-Anzeiger»
und «Spiegel». Der Mann, der
mit seiner Familie in Genf lebt,
arbeitete früher für die UNO
undgilt alsNordkorea-Experte.

Er soll 2021 aufgeflogen
sein, weil der Schweizer Nach-
richtendienst eine chinesische
Geheimagentinobservierte, die
einige Jahren zuvor identifiziert
wurde.OffenbarwarendieChi-
nesen an Informationen über
nordkoreanischeDiplomaten in
der Schweiz interessiert.

Der Mann sitzt seit einigen
Monaten inSchweizerHaft.Die
Chinesin ist längst ausgereist.
Aus einem Entscheid des Bun-
desstrafgerichts geht hervor,
dass die Bundesanwaltschaft
wegen militärischem, politi-
schem und wirtschaftlichen
Nachrichtendienst für einen
fremden Staat ermittelt. (chm)

Aus Georgien direkt ins Spital in der Schweiz: Die Einreisenden be-
nötigen kein Visa. Bild: Gaëtan Bally/Keystone

Einwanderung zuletzt
leicht rückläufig

Im ersten Halbjahr 2024 war die
Zuwanderung in die Schweiz
leicht rückläufig, während die
Auswanderung zunahm: Das
teilt das Staatssekretariat für
Migration (SEM) mit. Die Netto-
zuwanderung in die ständige
ausländische Wohnbevölkerung
sei gegenüber dem ersten
Halbjahr 2023 um 6237 Perso-
nen auf 40963 Personen zu-
rückgegangen.

Laut SEM kamen die meisten
Personen in die Schweiz, um hier
zu arbeiten. Bis Ende Juni 2024
wanderten 43548 Arbeitskräfte
aus der EU/Efta in die Schweiz
ein, um eine unbefristete Stelle
anzutreten. Zwischen Januar
und Juni 2024 wurden überdies
39299 neue Bewilligungen für
Grenzgänger erteilt. Im ersten
Halbjahr 2023 waren es noch
41 747. Hauptgrund des Rück-
gangs ist das schwächere Wirt-
schaftswachstum. (chm)

Das Kerngeschäft ist für die Lehrerinnen und Lehrer eine Quelle der Zufriedenheit: Dagmar Rösler,
Präsidentin des Dachverbandes der Lehrerinnen und Lehrer Schweiz. Bilder: Keystone/zvg


